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Leistungsfähigkeit der Berufsgenossenschaften sichern – 
Gefahren für die gesetzliche Unfallversicherung abwenden 
 
Die SPD erteilt allen Plänen zur Abschaffung der Berufsgenossenschaften eine 
Absage und fordert deshalb die Bundesregierung auf, sich bei der weiteren Bera-
tung des EU-Dienstleistungsrichtlinienvorhabens im Rat für eine klare und ein-
deutige Herausnahme der gesetzlichen Unfallversicherung und des gesamten 
damit zusammenhängenden Komplexes aus dem Geltungsbereich der Richtlinie 
einzusetzen und sich auch künftig allen Versuchen zu widersetzen, die Pflicht zur 
Versicherung bei den Berufsgenossenschaften durch eine Versicherungspflicht bei 
privaten Versicherern zu ersetzen. 


